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Kommentar: Proteste gegen Corona-Maßnahmen

Es braucht jetzt einen konsequenten Staat
Die zunehmend gewalttätigen Proteste gegen die Co-
rona-Maßnahmen sind besorgniserregend, denn sie
gefährden den Zusammenhalt der Gesellschaft, die
Demokratie. Impfgegner, selbsternannte Freigeister,
und Extremisten ignorieren das Virus und Verbote –
damit verwirken sie ihr Recht auf Versammlung.

Zugleich machen die Demos wütend. Und zwar
weil die, die es mit der Freiheit so wichtig haben, die al-
ler gefährden. Sie ignorieren Regeln und nehmen billi-
gend in Kauf, sich und andere anzustecken und im
Krankenhaus zu landen. Dort kämpfen erschöpfte
Pfleger und Ärzte seit bald zwei Jahren um das Leben
von Menschen. Mittlerweile größtenteils um das Le-
ben von Menschen, die nicht geimpft sind. Deswegen
werden andere Operationen zurückgestellt.

Die große Mehrheit, die sich an die Corona-Regeln
hält , ist neben den schrillen Protesten kaum noch
wahrnehmbar. Dem egozentrische Verhalten – man
kann es nicht anders sagen – der Leugner und Ver-
schwörungstheoretiker wird öffentlich kaum etwas

entgegengesetzt. Es muss Schluss sein mit der Fokus-
sierung und Rücksichtnahme auf eine kleine Minder-
heit, die laut schreiend die Pandemie vorantreibt.

Jeder kann sich so verhalten, wie er will, aber nur so-
lange er anderen damit nicht schadet. Die Freiheit
Einzelner darf nicht über die der Gesellschaft gestellt
werden. So begründet der Ethikrat seine Empfehlung,
eine allgemeine Impfpflicht einzuführen. Auch inner-
halb des Rates sind nicht alle dafür, aber eben die
Mehrheit. Der Staat muss nun konsequent sein, klare
Ansagen machen und auch sein Gewaltmonopol ernst
nehmen. Er darf die große Mehrheit, die alle Maßnah-
men geduldig mitträgt, nicht im Stich lassen.

Jennifer Reich

Stenzel

Batteriebrand in
Elektoautos Langwierige Einsätze für Feuerwehren
Die Zahl der Elektroautos auf den
Straßen soll steigen. Feuerweh-
ren berichten mit Blick auf bren-
nende Batterien zunehmend
von zeitintensiven Einsätzen.
Zahlen dazu liegen dem Innen-
ministerium nicht vor.

Von Jennifer Reich

STUTTGART. Manchmal hilft Feu-
erwehrleuten beim Brand eines
Elektroautos nur noch ein Lösch-
container. Darin wird dann das
komplette Auto versenkt, dessen
Motor sich zuvor auch mit viel Was-
ser und Ausdauer nicht hat löschen
lassen. Wenn Batterien brennen,
können sich einzelne Zellen immer
wieder entzünden.

Wie oft und aus welchem Grund
Elektroautos brennen, wird bislang
nicht erhoben. Das teilte das Innen-
ministerium auf eine Kleine Anfrage
der Grünen im Landtag mit. Es wür-
de zu kurz greifen, allein die An-
triebsart zu erfassen. „Für eine be-
lastbare statistische Aussage müsste
einerseits unterschieden werden, ob
der Brand vom Fahrzeug selbst aus-
ging, ob das Fahrzeug durch bren-
nende Gegenstände im Umfeld ent-
zündet wurde oder ob es sich um
Brandstiftung handelt“, so Innen-
minister Thomas Strobl (CDU) .

Auch müsste erfasst werden, ob
der Brand durch den verbauten An-
trieb ausgelöst oder beeinflusst wur-
de. Dies „wäre nur mit erheblichem
Aufwand im Nachgang des Brander-
eignisses für die Feuerwehren mög-
lich“, teils nur mit Gutachten.

„Der Markthochlauf der Elektro-
mobilität setzt zum einen das Ver-
trauen in die Technik der Elektro-
mobilität voraus und zum anderen,
dass die technischen Voraussetzun-
gen geschaffen werden, dass Elek-
trofahrzeuge auch sicher in Gara-
gen, Parkhäusern und Tiefgaragen
abgestellt werden können“, begrün-
det der Abgeordnete Peter Hent-
schel (Grüne) seine Anfrage.

Die Landesregierung müsse klä-
ren, unter welchen Bedingungen
E-Fahrzeuge etwa in Tiefgaragen

abgestellt werden könnten. Laut In-
nenministerium würden Tiefgara-
gen unabhängig von der Frage der
Antriebsart der Fahrzeuge mit auto-
matischen Löschanlagen, in der Re-
gel Sprinkleranlagen, ausgestattet.
Ob aus Sicht der Versicherungen mit
Blick auf bauliche Maßnahmen eine
Nachrüstung von Garagen notwen-
dig sei, sei nicht bekannt, wie das
Ministerium weiter mitteilt.

Ein weiteres Problem stellt auch
der Abtransport in Brand geratener
E-Fahrzeuge dar. Eine Lösung könn-
te ein spezieller Container sein, der
von einem Unternehmen mit Sitz in
Norddeutschland und der For-
schungsstelle für Brandschutztech-
nik am Karlsruher Institut für Tech-
nologie entwickelt wurde.

Laut Dietmar Schelb, Leiter der
Forschungsstelle, ist „der Clou an
der Sache“, dass ein Abschlepper
das E-Fahrzeug sicher und unbe-
schädigt transportieren könne,
ohne dem E-Fahrzeug zu schaden.
„Gleichzeitig wird dafür gesorgt,
dass, falls die Batterie des E-Fahr-
zeug während des Transports sich
entzündet, wenig nach außen
dringt.“ Der Container sei isoliert,
Verbrennungsgase würden zum
Großteil behandelt.

Den Behälter soll es in verschie-
denen Ausbaustufen geben, mit
Brandbekämpfungsanlage, Detekti-
on, Überwachung. Nach dem Trans-
port könne das E-Fahrzeug mitsamt
Container auf dem Hof abgestellt
werden, der Brandschutz sei also ge-
währleistet, sagt Schelb.

Zum Brandschutz bei Elektro-
Fahrzeugen allgemein berichtet
Schelb, dass für den asiatischen
Markt bereits gefordert sei, dass In-
sassen nach Entzündung der Fahr-
zeugbatterie sechs Minuten Zeit ha-
ben müssen, dieses ungefährdet
verlassen zu können. Dazu wird von
der Überwachungselektronik der
Batterie im Schadensfall eine War-
nung ins Display der Instrumenten-
tafel eingespielt.

Dies soll bald überall gelten. „Alle
getesteten Fahrzeuge und Batterien
haben das bis jetzt bei uns geschafft“,
so der Leiter der Forschungsstelle für
Brandschutztechnik.

Gerät die Batterie in einem Elektro-Fahrzeug in Brand, brauchen Feuerwehrleute Ausdauer, denn Batterien entzünden sich häufig immer wieder neu. FOTO: DAMIT VERWIRKT IHR RECHT AUF VERSAMMLUNG

Glosse

Nur die Harten kommen in Winfrieds Garten
„Il faut aimer le froid“, „Man muss die Kälte lieben“,
sagte mir ein langhaariger Radfahrer, der sich wie ich
auf eine Reise durch Quebec begeben hatte, die franzö-
sischsprachige kanadische Provinz, die drei Mal so
groß ist wie das einstige Mutterland. Sein Trick: Er
übernachtete im Freien ohne Zelt.

Daran musste ich denken, als ich kürzlich durch das
wintertrübe Stuttgart spazierte. Da war jener Boxer,
der sich mit bloßem Oberkörper mit einem nur unwe-
sentlich wärmer gekleideten Sparringspartner maß.
Oder jenes Pärchen, das vor dem Café in der Kälte saß,
eine Rose auf dem Tisch und zwei Tassen wohl eher
lauen Kaffee und zwei Kuchenstücke. Sie hätten das
schon vor Corona so gemacht – und jetzt erst recht.
Man wisse ja nicht, wer da so alles im Warmen sitzt.
Und ob man sich – obwohl geboostert – nicht doch

noch anstecken könne. Die Rose übrigens hatte ihren
Grund: Er hatte Geburtstag!

Man kann seine Sonntage auch drinnen verbrin-
gen. Eine junge Frau sah ich, wie sie halb zugedeckt in
ihrem Bett lag und ein Buch las. (Vielleicht sollte sie
das nächste Mal die Gardine zuziehen.) Ein junger
Mann verbrachte den Nachmittag am Computer –
vermutlich machte er unbezahlte Überstunden.

Doch nur die Harten kommen in den Garten. Zum
Beispiel in jenen der Villa Reitzenstein. Dort ertüchtigt
sich bisweilen der Ministerpräsident. Außer, es ist ge-
rade mal wieder Videoschalte wegen Corona. Dann
muss auch Winfried Kretschmann ins Warme. Den
Kanzler darf man nicht warten lassen.

Michael Schwarz
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Muss mit Blick auf Elektromobilität der Brand-
schutz eine größere Rolle spielen?

Dem Brandschutz sprechen alle Fraktionen eine wichtige Rolle zu.
Die Schwerpunkte mit Blick auf E-Autos werden unterschiedlich
gesetzt, die AfD will den Brandschutz in Garagen neu bewerten.

Es gibt derzeit keine Anhaltspunkte dafür, dass Elektrofahrzeu-
ge häufiger brennen als Fahrzeuge mit Verbrennermotor – oder
dass Brände von Elektrofahrzeugen gefährlicher sind als Brän-
de von Verbrennern. Beide Fahrzeugarten können mit Wasser
gelöscht werden – allerdings braucht es bei Bränden von
E-Fahrzeugen mehr Wasser und eine längere Einsatzdauer. Vor
diesem Hintergrund werden wir weiterhin unsere Feuerwehren
gut schulen, damit sie auf Brände von E-Fahrzeugen gut vor-
bereitet sind.

Brandschutz spielt im Baurecht bereits eine große Rolle. Bausub-
stanz, Rettungswege und Rauchmelder sind dabei wichtige Vor-
gaben. Bei E-Fahrzeugen gilt, dass sie nicht häufiger brennen
als Verbrenner-Pkws. Unterschiede bestehen jedoch im Lösch-
vorgang. Akku-Brände erfordern über zehn Mal so viel Lösch-
wasser wie herkömmliche Pkw-Brände. Neben dem Brand-
schutz sollte der Fokus daher vor allem auf beste Ausstattung wie
Löschcontainer und -lanzen sowie auf die Schulung unserer
Feuerwehren im Umgang mit E-Bränden gelegt werden.

Die Elektromobilität stellt die Feuerwehren im Land vor neue He-
rausforderungen. Brandereignisse mit Elektrofahrzeugen, seien
es nun Busse oder PKw, sind durch einige Besonderheiten ge-
kennzeichnet (längere Branddauer, größerer Löschmittelbe-
darf). Hierfür müssen die Feuerwehrangehörigen durch Aus-
und Fortbildungen vorbereitet und besonders geschult werden.
Außerdem ist eine spezielle Ausrüstung erforderlich, wofür die
Feuerwehr eine bessere finanzielle Unterstützung durch das
Land benötigt.

Der angemessene Brandschutz ist immer ein wichtiges Hand-
lungsfeld. Weder darf man die Risiken verharmlosen noch über-
treiben. Und es verbieten sich vorschnelle Forderungen aus ei-
nem Einzelfall heraus, die für den Gebäudebestand – insbeson-
dere im privaten Bereich – schnell zu unverhältnismäßigen
Mehrkosten führen kann. Eine sorgfältige Planung und Instal-
lation der elektrischen Ladeanlagen – insbesondere bei mehre-
ren Ladepunkten – ist unerlässlich, um Überhitzungen und
Brände zu verhindern.

Der Brand im SSB-Busbahnhof hat die Gefahr von E-Mobilbrän-
den gezeigt. Ein brennender Pkw entzündet schnell auch ande-
re. Wenn beim Eintreffen der Rettungskräfte nicht nur ein
E-Fahrzeug brennt, sondern bei steigendem Marktanteil gleich
mehrere, so entstehen noch unbekannte Probleme. Weiterhin
können Löschcontainer in vielen Tiefgaragen nicht eingesetzt
werden. Daher ist eine Generalinventur der Garagen unter Neu-
bewertung des Brandschutzes nötig, wie ich das bereits im Ple-
num gefordert habe.
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